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Der Anteil der Menschen in der  
Schweiz, die einer Religionsge- 
meinschaft angehören und regel- 
mässig ihre Religion praktizieren,  
nimmt stark ab. Allerdings er- 
achten laut den neusten Ergeb- 
nissen des Bundesamtes für Sta- 
tistik noch 52 % der Bevölke- 
rung Religion oder Spiritualität  
in der Situation einer Krankheit  
als wichtig. Dies ist auch bei  
mehr als einem Viertel der Men- 
schen ohne Religionszugehörig- 
keit der Fall. Religion und Spi- 
ritualität können also in derarti- 
gen schwierigen Situationen ei- 
ne wichtige Ressource darstellen.  
Sie können helfen, Geduld und  
Dankbarkeit, aber auch Zwei- 
fel und Klage zum Ausdruck zu  
bringen. Gebet und Gottesdienst  
können auch den von Leid ge- 
prägten Alltag strukturieren.

In einem verbreiteten Ver- 
ständnis von Medizin stehen bio- 
logische Ursachen von Krank- 
heit im Vordergrund, die dann  
mit Medikamenten, Operatio- 

nen oder anderen Interventionen  
beseitigt werden sollen. Nach  
der Definition der Weltgesund- 
heitsorganisation ist Gesundheit  
jedoch weit mehr als die Ab- 
wesenheit von Krankheit und  
umfasst vier Dimensionen: phy- 
sische, psychische, soziale und  
schliesslich auch spirituelle. Spi- 
ritualität stiftet gerade in Grenzsi- 
tuationen Sinn und Identität. Sie  
ist Teil eines ganzheitlichen Ver- 
ständnisses von Gesundheit.

Solange Spitäler und  
Gesundheitseinrichtungen noch  
häufig unter religiöser Träger- 
schaft standen oder Ordens- 
leute als Mitarbeitende hatten,  
war die spirituelle Dimension  
dort selbstverständlich veran- 
kert. Aber die Wichtigkeit von  
Religion und Spiritualität wird  
überraschenderweise auch unter  
säkularer Trägerschaft durchge- 
hend anerkannt. Heute sind es  
Seelsorgerinnen und Seelsorger,  
die in Gesundheitseinrichtungen  
ihren Dienst tun. Sie hören zu,  
finden ein tröstendes Wort oder  

Ritual und sie vermitteln in Si- 
tuationen, in denen es darum  
geht, sich für oder gegen eine be- 
stimmte Behandlung zu entschei- 
den. Sie sind diejenigen, die in ei- 
nem unter Effizienzdruck stehen- 
den Gesundheitssystem Zeit ha- 
ben – so hat es mir gegenüber  
einmal ein Interviewpartner in  
einem Forschungsprojekt formu- 
liert. Seelsorgerinnen und Seel- 
sorger sind in den meisten Fällen  
von den Kirchen entsandt, aber  
Seelsorge wird vielfältiger und  
schliesst heute oft auch muslimi- 
sche Seelsorgerinnen und Seel- 
sorger ein. Aber alle Seelsorgerin- 
nen und Seelsorger beschränken  
ihren Dienst nicht auf Angehöri- 
ge einer Religion, sondern wen- 
den sich jedem Menschen zu, der  
danach verlangt. Wer würde sich  
in einer Situation von Krankheit  
und Leid nicht jemanden wün- 
schen, der ihm oder ihr zumin- 
dest für einen Moment die ganze  
Aufmerksamkeit schenkt?

Krankheit, Gesundheit 
und Religion
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Moment mal

«Seelsorgerinnen 
und Seelsorger 
beschränken ihren 
Dienst nicht auf 
Angehörige einer 
Religion.»

«Gebet und 
Gottesdienst können 
auch den von Leid 
geprägten Alltag 
strukturieren.»
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Die Schweiz rühmt sich ih- 
res Milizsystems – Symbol für  
Bürgernähe und Verantwortung.  
Menschen wie du und ich über- 
nehmen politische Ämter, meist  
in ihrer Freizeit, aus Gemein- 
sinn und nicht aus Karriere- 
denken. Laut der Fachhochschu- 
le Graubünden engagieren sich  
schweizweit rund 13’000 Per- 
sonen in den Exekutiven der  
rund 2100 Gemeinden und wei- 
tere rund 100’000 Personen in  
Parlamenten und Kommissio- 
nen. Doch aus der stolzen Tra- 
dition ist vielerorts eine mühsa- 
me Pflichtübung geworden. Im- 
mer weniger Menschen sind be- 
reit, fürs Gemeinwesen Verant- 
wortung zu übernehmen – auch  
im Kanton Freiburg läuft die  
Suche nach Kandidierenden für  
die Gemeindewahlen vom März  
2026 harzig. Das ist ein beunru- 
higendes Signal für die politische  
Kultur.

Zwischen Ideal  
und Überforderung
Wer heute ein Milizamt über- 
nimmt, steht zwischen Beruf, Fa- 
milie, Freizeit und einem Dos- 
sierberg, der juristisch, tech- 

nisch und administrativ immer  
anspruchsvoller wird. Raumpla- 
nung, Datenschutz, Energiever- 
sorgung, Sozialhilfe, Baurecht –  
das ist längst kein Feierabend- 
job mehr. Der Zeitaufwand ist  
gross, der Lohn mager. Viele  
fühlen sich fachlich nicht kom- 
petent genug oder schlicht über- 
fordert.

Gleichzeitig verändert sich  
die gesellschaftliche Erwar- 
tungshaltung. Wo früher Vertrau- 
en herrschte, dominieren heute  
Kontrolle und Misstrauen. Sach- 
politik wird emotionaler, die  
Streitkultur härter. Jeder Be- 
schluss wird kommentiert, kriti- 
siert – am Stammtisch und on- 
line, oft laut und unfair. Gemein- 
derätinnen und Gemeinderäte  
berichten von Hassmails, Dro- 
hungen und einem rauen Ton,  
der zermürbt. Eine diese Woche  
publizierte Studie der Universi- 
tät Zürich zeigt: Jedes zweite Par- 
lamentsmitglied – ob in Gemein- 
de, Kanton oder Bund – erlebt  
Anfeindungen, Frauen häufiger  
als Männer. Kein Wunder, dass  
sich viele fragen: Wofür das al- 
les, wenn Kritik den Applaus der- 
art übertönt?

Ein strukturelles,  
kein Generationenproblem
Der Vorwurf, die Jüngeren seien  
zu bequem, zu karriereorientiert  
oder individualistisch, greift zu  
kurz. Das Problem liegt nicht in  
der Generation, sondern in den  
Strukturen. Die Anforderungen  
an Milizpolitiker sind gestiegen,  
ohne dass die Rahmenbedin- 
gungen angepasst wurden. Zwi- 
schen Anspruch an die zuneh- 
mende Professionalisierung und  
Realität klafft eine Lücke, die  
selbst grosser Idealismus kaum  
noch schliesst.

Wenn das Milizsystem brö- 
ckelt, verliert das Land mehr  
als nur Gemeinderäte. Es ver- 
liert die Nähe zwischen Volk  
und Staat – das Fundament der  
politischen Stabilität. Im Kan- 
ton Freiburg zeigt sich das be- 
sonders deutlich: Über 80 Pro- 
zent der Gemeinden haben we- 
niger als 3000 Einwohner. Sie le- 
ben vom Engagement Einzelner.  
Mit der am Mittwoch lancierten  
Kampagne «Level up» gehen  
der Kanton und der Gemeinde- 
verband deshalb in die Offensi- 
ve. Sie wollen die Bevölkerung  
zur Kandidatur motivieren, in- 

dem sie die positiven Seiten des  
Amts betonen. 850 Sitze gilt es  
schliesslich zu besetzen.

Fehlen Kandidaturen,  
wächst der Druck, Gemeinden  
zusammenzulegen oder Aufga- 
ben an professionelle Dienstleis- 
ter auszulagern. Das mag effizi- 
ent sein, zersetzt aber einen Teil  
der demokratischen Kultur. Der  
Bürger wird zum Kunden.

Was zu tun ist
Wer die Krise des Milizsystems  
lösen will, darf nicht bloss an die  
Moral appellieren. Es braucht  
strukturelle und gesellschaftli- 
che Reformen:
Realistischer Aufwand: Auf- 
gaben bündeln, Fachbereiche  
gemeindeübergreifend organi- 
sieren, komplexe Dossiers gezielt  
an Fachstellen delegieren. Nicht  
jede Gemeinde braucht ein eige- 
nes Datenschutz- oder Energie- 
reglement.
Bessere Vereinbarkeit: Sit- 
zungszeiten flexibilisieren, On- 
line-Teilnahmen, Teilmanda- 
te oder Jobsharing ermögli- 
chen. Einige Ressorts könn- 
ten als «Projektämter» geführt  
werden.

Faire Entschädigung: Ange- 
messene finanzielle Anerken- 
nung ist kein Luxus, sondern Aus- 
druck von Respekt.
Gezielte Nachwuchs- und  
Frauenförderung: Interessier- 
te früh ansprechen, Mentoring  
und Schnupperprogramme an- 
bieten. Kandidierende gewinnt  
man nicht über Appelle.
Kultur der Wertschätzung  
und Toleranz: Wer sich en- 
gagiert, soll gesehen und ge- 
ehrt werden. Und wer Fehler  
macht, benötigt Unterstützung  
statt öffentlicher Verurteilung.

Verantwortung braucht  
Rahmen
Der Kanton Freiburg könn- 
te hier vorangehen. Mit sei- 
ner ländlich-urbanen Mischung  
und kulturellen Vielfalt bie- 
tet er ideale Voraussetzungen,  
um ein modernes Milizsystem  
zu erproben. Funktionieren hier  
neue Modelle von Teilzeit-En- 
gagement, Gemeindekooperati- 
on und digitaler Zusammenar- 
beit, kann das schweizweit Si- 
gnalwirkung entfalten. Auch Ar- 
beitgeber sind gefordert, Mit- 
arbeitende zu unterstützen, die  

sich für ein Amt zur Verfügung  
stellen – quasi als Beitrag ans  
Gemeinwesen.

Politisches Engagement ent- 
steht nicht im moralischen Vaku- 
um, sondern in Strukturen, die es  
ermöglichen. Wer will, dass Bür- 
gerinnen und Bürger wieder Ver- 
antwortung übernehmen, muss  
sie ihnen auch zutrauen – und  
sie so gestalten, dass sie mit  
dem Leben von heute vereinbar  
bleibt.

Das Milizsystem ist kein  
Auslaufmodell. Aber es braucht  
dringend ein Update – damit der  
Gemeinsinn von morgen eine  
Zukunft hat.

Was, wenn niemand mehr Verantwortung übernehmen will?
Nicht nur im Kanton Freiburg haben die Gemeinden Mühe, genügend Kandidatinnen und Kandidaten für ihre politischen Gremien zu finden. 
Dieses Phänomen ist Symptom eines strukturellen Wandels – und einer gesellschaftlichen Schieflage.
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